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Beihilfe in Hessen 
Im Laufe der letzten Monate sind 
einige Rückfragen zur Beihilfe in 
Hessen aufgelaufen. Kerstin 
Mück von unserem Partnerver-
band vdl Hessen hat sich deshalb 
mit der Dezernatsleiterin des 
Dezernats 12, Dr. Anne Neidert, 
ausgetauscht. 

 
Kerstin Mück: Frau Dr. Neidert, wo-
ran liegt es, dass die Bearbeitung 
von Beihilfeanträgen so lange dauert 
und was können wir Beihilfeberech-
tigten aktiv tun, um Bearbeitungs-
zeiten zu verringern? 
Dr. Anne Neidert: Die Beihilfestelle 
erreichen täglich zahlreiche Anträge, 
durch die App ist die Anzahl deutlich 
gestiegen. Somit ist das Arbeitsauf-
kommen auch höher als früher. Die 
Beihilfeberechtigten können unsere 
Sachbearbeiterinnen und -bearbeiter 
aktiv dabei unterstützen, dass diese 
die Anträge reibungslos bearbeiten 
können. Wie das konkret aussehen 
kann und was dabei zu beachten ist, 
habe ich Ihnen zusammengefasst. 

Zusätzliche Hinweise zur posta- 
lischen Einreichung sowie zur 
Einreichung per eBeihilfe App/ 
Portal: 
 

 Bei folgenden Änderungen ist 
immer der Langantrag zu ver-
wenden: 
•• Familienstand, Familien- 

zuschlag 
•• Bankverbindung 
•• Anschrift 
•• Rentenbezug 

(auch [Halb-]Waisenrente) 
•• Pflegeverhältnisse, wie zum 

Beispiel Pflegestufe, Pflegeart 
•• Ausbildungs-, Beschäftigungs- 

und Versicherungsverhältnis 
 

 Bei berücksichtigungsfähigen 
Ehegatten jährlich die Einkünf-
tegrenze prüfen und Änderun-
gen auf dem Vordruck ‘Anlage 
Ehegatteneinkünfte’ mitteilen. 
Dort ist die aktuelle Einkünfte-
grenze benannt. 

→

→

 Mehrere Belege auf einer Seite 
können nicht verarbeitet & ab-
gerechnet werden 

 

 Vorlegung vollständiger 
Rechnungen inklusive aller 
zugehörigen Seiten 

 

 Für Pflegebedingte Aufwen-
dungen (zum Beispiel statio-
näre oder häusliche Pflege, 
Hausnotruf, Pflegehilfsmittel 
etc.) wird gebeten, diese mit ei-
nem separaten Beihilfeantrag 
und getrennt von sonstigen 
krankheitsbedingten Aufwen-
dungen einzureichen 

 

 Verzicht auf die Einreichung 
zusätzlicher Quittungen/ 
Zahlungsbelegen (gilt für privat 
Krankenversicherte) 

 

 Kontrolle des letzten Beihilfe-
bescheides, um gegebenenfalls 
noch angeforderte Unterlagen 
beizulegen 

→

→

→

→
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I. Allgemeine Informationen zur Antragsstellung 
 
Realisierung des Anspruchs 
 

 auf schriftlichen Antrag unter Verwendung der vorgesehen Formblätter 
 

 Einreichung per Post oder eBeihilfe App/Portal (nicht per E-Mail!) 
 

 Nachweis der Aufwendungen durch Belege (Kopien sind ausreichend) 
 

 Mindestbetrag der eingereichten Aufwendungen: 250,00 Euro 
 

 Bearbeitung erfolgt nach Eingangsdatum – beschleunigte Bearbei-
tung ab einer Gesamtsumme von 4000,00 Euro 

 
Hinweise zur Antragsstellung 

→

→

→

→

→

postalisch eBeihilfe App/Portal

 Verzicht auf Heftklammern, 
Klebestreifen oder Ähnliches 

 lediglich ein Beleg pro Seite 

 kein ‘zusammenkleben’ von 
Seiten 

 keine farbigen Markierungen 

 Abrechnung nur mit gültiger 
Unterschrift

→

→
→

→
→

 bei Änderungen Langantrag als 
ersten Beleg hinzufügen 

 Belege und Rückseiten einzeln 
fotografieren 

 Kontrolle der Belege – 
Lesbarkeit 

 Bescheide nach Erhalt speichern 
(Aufbewahrungsfrist)

→

→

→

→
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 Bei folgenden Rechnungen 
ist die zusätzliche Vorlage 
einer ärztlichen Verordnung 
zwingend notwendig, um 
eine Abrechnung zu gewähr-
leisten: 
•• Hilfsmittel (zum Beispiel 

Einlagen, Brillen) 
•• Rezepte 
•• Fahrtkosten 
•• Heilbehandlungen 

 

 Bitte verzichten Sie auf 
schriftliche oder telefonische 
Rückfragen zum Bearbei-
tungsstand – dies bindet 
Ressourcen, die zur Antrags-
bearbeitung gebraucht wer-
den. Der Bearbeitungsstand 
ist im Internetauftritt ein-
sehbar. 

 
Notwendige Dokumente beim 
Erstantrag 
 

 Langantrag 
 

 Grunddatenblatt 
 

 Ernennungsurkunde (Kopie) 
 

Gegebenenfalls notwendiges 
Widerspruchsverfahren 
 
Gegen den Beihilfebescheid 
kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch 
eingelegt werden. Es ist zweck-
mäßig, den Widerspruch zu be-

→

→

→

→

→

gründen und einen bestimmten 
Antrag zu stellen. Widersprüche, 
die per E-Mail ohne qualifizierte 
elektronische Signatur oder tele-
fonisch eingelegt werden, sind 
nicht rechtswirksam, auch nicht 
zur Fristwahrung! 
 
Der Widerspruch ist an folgende 
Adresse zu senden: 
Regierungspräsidium Kassel 
Kurt-Schumacher-Straße 2 
34117 Kassel oder 
Niedertor 13 
36088 Hünfeld 

 
Genehmigungspflichtige 
Aufwendungen 
 

 Psychotherapie – Der Antrag 
auf Anerkennung der Beihil-
fefähigkeit für eine ambu-
lante Psychotherapie erfolgt 
schriftlich mit den entspre-
chend von der Festsetzungs-
stelle zur Verfügung gestell-
ten Vordrucken und 
einzureichenden Unterlagen 
(bitte auf Vollständigkeit 
achten). 

 

 Ambulante Heilkur/statio-
näre Reha – Die Antragstel-
lung erfolgt schriftlich und 
formlos. Medizinische Unter-
lagen müssen bei der An-
tragstellung nicht vorgelegt 
werden. 

→

→

wendung die Vorgänge automatisiert 
der richtigen Akte zu. Die Bearbei-
tungssoftware zeigt einen vorbereite-
ten Abrechnungsvorschlag an, den die 
Sachbearbeitung bestätigt oder korri-
giert. 

  
Kerstin Mück: Mehrere Kolleginnen 
und Kollegen haben gefragt, welche 
verschiedenen Bemessungssätze es 
für die Beihilfe gibt. Können Sie uns 
erläutern, wie diese genau aussehen? 
Vor allem, wenn ein Lehrkräfteehe-
paar in zwei verschiedenen Bundes-
ländern arbeitet und Kinder hat, gibt 
es immer wieder Fragezeichen. 
Dr. Anne Neidert: Letzteres kann 
ich Ihnen gerne kurz ausführen. Die 
Berücksichtigung der Kinder in der 
Beihilfe bei eigener Beihilfeberechti-
gung beider Elternteile ist an die 
Gewährung des kinderbezogenen  
Familienzuschlags geknüpft. Kinder, 
die im Familienzuschlag der/des  
Beihilfeberechtigten berücksichtigt 
werden, zählen zu den berücksichti-
gungsfähigen Angehörigen. Ist ein 
Kind bei mehreren Beihilfeberechtig-
ten im Familienzuschlag berücksich-
tigungsfähig, so erhöht sich der  
Bemessungssatz jedoch nur bei dem 
Beihilfeberechtigten, bei dem das 
Kind tatsächlich im Familienzuschlag 
berücksichtigt wird (§ 15 Abs. 1 
HBeihVO). 

Hat ein Elternteil nach der Hessi-
schen Beihilfenverordnung, der andere 
Elternteil nach der Elternzeitverord-
nung einen Anspruch auf Beihilfe, 
kann auf gemeinsamen und unwider-
ruflichen Antrag der Eltern die kinder-
bezogene Erhöhung des Bemes-
sungssatzes bei dem beurlaubten 
Elternteil berücksichtigt werden. 

Während der Elternzeit besteht ein 
Wahlrecht zur Berücksichtigung der 
Kinder. Soll bzw. sollen während der 
Elternzeit das Kind/die Kinder beim 
beurlaubten Elternteil im Bemes-
sungssatz berücksichtigt werden, ob-
wohl der andere Elternteil tatsächlich 
den kinderbezogenen Familienzu-
schlag erhält, ist für jedes Kind ein-
zeln die vorgesehene ‘Gemeinsame 
Erklärung’ (Download auf der Home-
page) auszufüllen und zu unterschrei-
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Kerstin Mück: Von meiner Kranken-
versicherung kenne ich es, dass KI 
zur automatischen Antragsbearbei-
tung eingesetzt wird. Macht das die 
Beihilfe auch? 
Dr. Anne Neidert: Die Beihilfestelle 
setzt keine Bots ein. Die eingesetzte 
Fachanwendung arbeitet allerdings zu 
einem hohen Grad automatisiert. Als 
eine der ersten Beihilfestellen bun-
desweit bietet das RP Kassel seit vie-
len Jahren eine Online-Beantragung 
von Beihilfen an, die auch den Versand 
von Beihilfebescheiden und sonstigem 
Schriftverkehr umfasst (eBeihilfe-App 
und -Portal). Die Akzeptanz bei den 
Nutzerinnen und Nutzern ist hoch: 
Nahezu sechzig Prozent der Beihilfe-

anträge werden bereits vollständig 
digital bearbeitet, Tendenz steigend. 
Gegenüber dem Postweg geht es  
einige Tage schneller, spart Papier und 
Porto. 

Auch diejenigen Vorgänge, die noch 
auf Papier eingehen, durchlaufen 
nach dem Einscannen in der RP- 
Außenstelle in Hünfeld vollständig  
digitale Arbeitsschritte: Eine Daten-
erkennungssoftware liest aus den ein-
gereichten Vordrucken und Rechnun-
gen alle Angaben aus, die für die 
Sachbearbeitung nötig sind. So müs-
sen nur noch einzelne Werte von den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern per 
Hand eingegeben werden. Anhand der 
Personalnummer ordnet die Fachan-
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Dauer der Elternzeit und ist unwider-
ruflich. Nach der Elternzeit werden die 
Kinder in dem Bemessungssatz des 
Elternteils berücksichtigt, der auch 

tatsächlich den kinderbezogenen 
Familienzuschlag erhält. 

Für alle anderen Bemessungssätze 
habe ich Ihnen eine weitere Übersicht 
erstellt. 

Kerstin Mück: Für viele Lehrkräfte 
wird das Thema ‘Wahlleistungen’ 
erst präsent, wenn ein erster Kran-
kenhausaufenthalt ansteht. Könn-
ten Sie noch mal kurz aufschlüsseln, 
was damit gemeint ist? 
Dr. Anne Neidert: Wahlleistungen 
sind durch das Krankenhaus geson-
dert berechnete wahlärztliche Leis-
tungen, die eine Chefarztbehandlung 
und Kosten für Zweibettzimmer bein-
halten. Ist ein Zweibettzimmer ge-
wünscht, werden 16,00 Euro Eigenan-
teil pro Tag abgezogen. Voraussetzun-
gen für Wahlleistungen sind die Ab-
gabe einer positiven Wahlleistungser-
klärung und ein monatlicher Beitrag 
in der Höhe von 18,90 Euro (berück-
sichtigungsfähige Angehörige sind 
hier eingeschlossen). Eine Änderung 
der Wahlleistungserklärung ist nur bei 
einem Statuswechsel oder bei der 
Entstehung eines Neuanspruchs auf 
Witwen-, Witwer- oder Waisengeld 
möglich. 

 
Kerstin Mück: Eine letzte Frage an 
Sie, Frau Dr. Neidert: Wie können 
meine Kolleginnen, Kollegen und ich 
die Beihilfestelle erreichen? 
Dr. Anne Neidert: Es gibt zahlreiche 
Wege und Möglichkeiten, mit der 
Beihilfestelle Kontakt aufzunehmen. 
Besonders empfehlen würde ich das 
neue Kontaktformular, bei dem Bei-
hilfeberechtigte gezielt ihr Anliegen 
auswählen können. So findet eine 
Vorsortierung statt und die Sachbear-
beitung kann rasch die Frage beant-
worten. Außerdem gibt es hierüber die 
Möglichkeit verschiedener Rückruf-
optionen und zum Nachreichen von 
Unterlagen. 

Wenn Sie wissen möchten, wie weit 
die Antragsbearbeitung aktuell ist, 
können Berechtigte auch den Whats 
App-Kanal des Regierungspräsidiums 
Kassel abonnieren. Dort geben wir 
regelmäßig ein Update, aus welcher 
Kalenderwoche gerade die Anträge 
bearbeitet werden. 

Weitere Kontaktmöglichkeiten kön-
nen Beihilfeberechtigte auch folgen-
dem Informationskasten entnehmen. 

 
Vielen Dank für das Gespräch! 

Kerstin Mück, vdl Hessen
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Ambulanter & stationärer Bemessungssatz (BMS) 
 

Folgende Kriterien sind maßgebend für die Ermittlung des BMS:

 Status (aktiver Beamter, An-
wärter, Versorgungsempfänger, 
Witwe/Witwer) 

 

 Krankenversicherungsverhältnis 

 berücksichtigungsfähige Kinder 
 

 berücksichtigungsfähige 
Ehegatten

→

→

→

→

Folgende Versicherungsverhältnisse führen zur Erhöhung des BMS um 
5 Prozent: 

Aktive 
Beamte

Anwärter
Versorgungs-

empfänger
Witwe/ 
Witwer

ambulant 50 Prozent 70 Prozent 60 Prozent 65 Prozent

+15 Prozent

stationär 65 Prozent 85 Prozent 75 Prozent 80 Prozent

+5 Prozent je berücksichtigunsfähige Angehörige 
(zum Beispiel Kind, Ehegatte)

maximal 70 Prozent/ 
85 Prozent

70 Prozent/ 
85 Prozent

80 Prozent/ 
85 Prozent

85 Prozent/ 
85 Prozent

 

 Maßgebend sind immer die Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antrags-
stellung!

→

Voraussetzungen Berücksichtigungsfähigkeit von Angehörigen

Ehegatten Kinder

 kein eigener Beihilfenanspruch 

 Einkommen vorletztes 
Kalenderjahr maßgeblich 

 Einkommensgrenze 2024: 
23 208,00 Euro 

 Anlage Ehegatteneinkünfte 
notwendig

→
→

→

→

 Zahlung kinderbezogener 
Familienzuschlag (Nachweis 
zum Beispiel Auszug Bezüge-
nachweis) 

 ab 16. Lebensjahr – regelmäßiger 
Nachweis der Tätigkeit (zum 
Beispiel Schulbescheinigung)

→

→

 Privatversicherte 
 

 Freiwillig Versicherte 

 Familienversicherte 
 

 Studentenpflichtversicherte 

→

→

→

→
Folgende Versicherungsverhältnisse führen zu keiner Erhöhung des BMS: 

 Rentnerkrankenversicherte  Pflichtversicherte→ →

Foto: AdobeStock/KI generiert
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Die Chancen des Philosophie- 
und Ethikunterrichts  

Wertereflektierend und zukunftsweisend 

Kontaktdaten der 
Beihilfestelle 

 
Telefonservice: 0561 106-1550  

 Auswahl des jeweiligen An-
liegens über folgende Tasten: 
•• 1 = Informationen über 

den Eingang und den 
Bearbeitungsstand 
Ihres Antrages 

•• 2 = Aufwendungen 
für Pflege 

•• 3 = Aufwendungen und 
Sachleistungen für 
gesetzlich Versicherte 

•• 4 = Fragen zu Ihrem letzten 
Beihilfebescheid oder 
allgemeine Fachfragen 
zum Beihilferecht  

 Öffnungszeiten Telefon- 
service 
•• Montag 

7:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
•• Dienstag 

7:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
•• Freitag 

7:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Fax: 0611 327640911  
E-Mail: beihilfe@rpks.hessen.de  

Internetauftritt: 
https://rp-kassel.hessen.de/ 

personaldienstleistungen/   
beihilfen 

 
WhatsApp-Kanal des RP 

 
Informationsblatt Beihilfe 

 
Kontaktformular der 

Beihilfestelle

→

→

 Die Debatte um die Stärkung 
des Philosophie- und Ethik-
unterrichts hat in den ver-

gangenen Jahren spürbar an Dyna-
mik gewonnen – ohne jedoch bis-
lang zu strukturellen Verbesserun-
gen geführt zu haben. Angesichts 
wachsender gesellschaftlicher Plu-
ralität und zugespitzter politischer 
Auseinandersetzungen kommt dem 
Fach eine zentrale Rolle bei der 
Förderung von Diskursfähigkeit, 
Urteilsvermögen und kritischer 
Selbstreflexion zu. 

Ein bedeutsamer Impuls in diesem 
Kontext ist die im März 2025 veröf-
fentlichte Mainzer Erklärung1, die sich 
gezielt an Bildungsministerien und 
bildungspolitische Entscheidungs-
tragende richtet. Sie fordert die bun-
desweite Stärkung, Konsolidierung 
und den Ausbau des Philosophie- 
und Ethikunterrichts. Im Zentrum 
steht die Überzeugung, dass Demo-
kratiefähigkeit wesentlich durch die 
systematische Förderung von Ver-
nunft, argumentativer Aushandlung 
und Selbstreflexion getragen wird. 

Die Relevanz dieser Erklärung 
zeigt sich auch in der breiten Träger-
schaft: Neben den großen philoso-
phischen Fachgesellschaften (BV-
PP, DGPhil, FDPE, GAP, GPED, AIPPh, 
IGPP) unterstützen auch die Bun-
desschülerkonferenz sowie der Bun-
deselternrat das Anliegen – ein star-
kes Signal der Bildungsbeteiligten. 

Auch die Zahlen sprechen eine 
klare Sprache: Laut der jüngsten 
Auswertung der Kultusminister-

konferenz zum Religionsunterricht 
(2023/2024) nehmen mittlerweile 
mehr Schülerinnen und Schüler am 
Philosophie- und Ethikunterricht teil 
(33,5 Prozent) als am evangelischen 
(28,5 Prozent) oder katholischen 
Religionsunterricht (25,2 Prozent)2. 

 

Status quo und föderale 
Herausforderungen 

 
Kaum ein anderes Fach ist derart 
vom föderalen Flickenteppich ge-
prägt wie Philosophie und Ethik – 
oder eben L-E-R. Oder Werte-und-
Normen. Oder Praktische Philoso-
phie. Oder Philosophieren mit Kin-
dern. Die Bezeichnungen variieren 
ebenso wie die Inhalte und Zielset-
zungen – ein Umstand, der nicht nur 
für Außenstehende irritierend ist, 
sondern insbesondere die Lernen-
den benachteiligt. 

Ein Nord-Süd-Gefälle ist deutlich 
zu erkennen: Während im Norden 
einheitlich Philosophie unterrichtet 
wird, dominiert im Süden eine Kom-
bination aus Ethik in der Sekundar-
stufe I und einem Nebeneinander 
von Ethik und Philosophie in der 
Sekundarstufe II. Man stelle sich vor, 
es gäbe zusätzlich zum Fach Mathe-
matik ein separates Fach Algebra, in 
dem zugleich Stochastik, Geometrie 
und weitere mathematische Diszi-
plinen vermittelt würden – und in 
dem Mathematik nicht einmal als 
(die) Bezugswissenschaft genannt 
würde. Ein absurder Gedanke. 
Warum also nicht Klarheit schaffen 
und bundesweit Philosophie als 
Bezugsdisziplin und Fachbezeich-
nung etablieren? 

Die Leidtragenden dieses födera-
len Durcheinanders sind die Kinder. In 
Nordrhein-Westfalen beispielsweise 
verzögert die Landespolitik weiterhin 
die Einführung des Faches ‘Prakti-
sche Philosophie’ in der Primar- 
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v o n  
MARCO SCHEPERS 

Bundesvorsitzender 
des Fachverbandes 
Philosophie




